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Die unabhängige 4C-Verifizierung – Glaubwürdige 
Prüfung der Einhaltung des 4C-Standards

Durch einen Verifizierungsprozess wird die Einhaltung der 
grundlegenden Nachhaltigkeitsstandards geprüft. Neben 
dem Ausschluss aller zehn »nicht akzeptablen Praktiken« 
muss in den 28 weiteren Kriterien ein Mindestmaß an Nach-
haltigkeit erreicht werden, um die Verifizierung erfolgreich 
zu bestehen. Sie werden jeweils in drei Kategorien einge-
stuft: »unerwünscht«, »akzeptabel« und »wünschenswert«. 
Alle 4C-Verifizierungen werden von unabhängigen Zertifi-
zierungsorganisationen ausgeführt. Diese müssen zuvor er-
folgreich das 4C-Verifizierungstraining absolviert haben 
und nach ISO (International Organization for Standardiza-
tion) Guide 652 akkreditiert sein.

Bestätigt der unabhängige Gutachter während der 
Verifizierung den Ausschluss der nicht akzeptablen Prakti-
ken sowie durchschnittlich das Erreichen des Grades 
»akzeptabel« in den 28 Kriterien, ist die 4C Unit erfolgreich 
verifiziert. Die 4C Unit darf sodann ihren Kaffee als »4C-
konformen Kaffee« handeln.

Für Produzenten ist die Verifizierung gratis: Die 
4C Association trägt die Kosten – hauptsächlich über die 
Beiträge der Mitglieder aus Handel und Industrie.

2 ISO 65 ist die weltweit akzeptierte Akkreditierungsnorm für Zertifi-
zierungsorganisationen.

4C Units – Lieferanten des 4C-konformen Kaffees

Ein Credo der 4C Association ist, dass Nachhaltigkeit nicht 
allein in der Verantwortung der Kaffeebauern liegen darf. 
Stattdessen müssen alle Beteiligten innerhalb der ganzen 
Produktionskette zusammenarbeiten und ihre Kräfte bün-
deln, um eine durchgehend nachhaltige Kaffeekette zu ver-
wirklichen. Daher erfolgen die 4C-Verifizierungen auf der 
Basis von 4C Units. Produzenten, Transporteure, Warende-
pots, Zwischenhändler und sogar Röster können eine solche 
Unit gründen. Sie kann also an jedem Abschnitt der Pro-
duktionskette etabliert werden. Die einzige Vorgabe ist, dass 
die 4C Units in den Kaffee produzierenden Ländern verortet 
sein müssen.

Das Management der 4C Unit übernimmt die Ver-
antwortung und koordiniert die Umsetzung der 4C-Krite-
rien in den Teilgesellschaften der Gruppe. Dieses System er-
laubt es der 4C Association, Kleinbetriebe aus den unter-
schiedlichsten Bereichen anzusprechen und einzubinden, 
die andernfalls vielleicht keinen Zugang zum Markt für 
nachhaltigen Kaffee hätten.

Lebensbedingungen verbessern

Mithilfe ihres globalen Netzwerks arbeitet die 4C Associa-
tion daran, weltweit die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Kaffeebauern zu verbessern. Dies geschieht in Form von 
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Trainings, Train-the-Trainer-Workshops und Seminaren für 
Verifizierer oder durch die Bereitstellung von Best-Practice-
Handbüchern, Software oder weiteren Hilfsmitteln, die die 
Arbeit der 4C Units erleichtern.

Sämtliche Workshops und Hilfsmittel sind für die 
Kaffeebauern kostenlos, da sie, wie die Verifizierung, größ-
tenteils durch die Mitgliedsbeiträge aus Handel und Indust-
rie finanziert werden: 30 Prozent der Mitgliedsbeiträge der 
Industrie und 50 bis 70 Prozent derjenigen der Zwischen-
händler fließen direkt in das Budget der »4C Support Servi-
ces« – Unterstützungsmaßnahmen für die Kaffeebauern.

Eine Besonderheit im 4C-System ist, dass 4C-Mit-
glieder einen Teil ihrer Mitgliedsbeiträge auch in Form von 
eigens entwickelten Hilfsmitteln einbringen können. Bei der 
sogenannten »in-kind support contribution« gehen bei-
spielsweise Software, Handbücher oder Ähnliches in das Ei-
gentum der 4C Association über und stehen dann allen Mit-
gliedern frei zur Verfügung. Auf diese Weise unterstützten 
die Handels- und Industriemitglieder nicht nur ihre direk-
ten Lieferanten, sondern fördern auch den Wissenstransfer 
innerhalb der Association.

Bislang konnte die 4C Association den 4C Units Ab-
rechnungs- und Traceability-Software, Internetkurse und 
Bilddokumentationen zu nachhaltigem Kaffeeanbau, Trai-
ning zu Kompostierung und zur Anpflanzung von Schatten-
bäumen sowie Anleitungen zu Themen wie Arbeitsbedin-
gungen, Biodiversität, Handhabung und Anwendung von 
Chemikalien zur Verfügung stellen.

Business-to-Business-Konzept ohne Label

Als Business-to-Business-Konzept passt der 4C-Standard 
perfekt zu den etablierten Marken der Industrie, da er dar-
auf abzielt, das Unternehmen als solches und nicht ein ein-
zelnes, etikettiertes Produkt zu verbessern. Daher gibt es 
auch kein Siegel auf Kaffeepackungen, das ein Produktver-
sprechen impliziert.

Stattdessen können 4C-Mitglieder in Form einer 
Mitgliedschaftserklärung ein deutliches Zeichen dafür set-
zen, dass sie sich an die Regeln und die Philosophie der 
4C Association gebunden fühlen. Hersteller von Röstkaffee, 
die sich zur Einhaltung des 4C-Standards verpflichtet ha-
ben, können daher zum Beispiel auf Kaffeepackungen einen 
Hinweis auf ihr Engagement abdrucken. Da der Hinweis 
nicht die Form eines Labels hat und kein Produktverspre-

chen ist, darf die Mitgliedschaftserklärung unabhängig vom 
Anteil des 4C-konformen Kaffees in einer Packung auf der 
gesamten Produktpalette angebracht werden. Auf diese 
Weise sorgt die 4C Association für maximale Aufmerksam-
keit für das Engagement ihrer Mitglieder und stellt gleich-
zeitig sicher, dass bei Konsumenten keine falschen Produk-
terwartungen erzeugt werden. Abgesehen von den strengen 
Richtlinien für Kaffeepackungen können 4C-Mitglieder das 
4C-Logo in ihrer gesamten Unternehmenskommunikation, 
also beispielsweise in Publikationen, Broschüren und auf In-
ternetseiten, verwenden.

Der 4C-Standard und andere Zertifizierungs-
standards

Beginnend mit der Fairtrade-Bewegung in den 1970er Jah-
ren erlebt die Kaffeebranche die Entwicklung einer beträcht-
lichen Anzahl verschiedener Standards. Dieses Phänomen 
führt einerseits zu einem steigenden Nachhaltigkeitsbe-
wusstsein, andererseits erzeugt die Standardvielfalt mehr-
fache Belastungen für Kaffeeproduzenten: Um konkurrenz-
fähig zu sein und zertifizierten Kaffee unterschiedlicher 
Qualität anbieten zu können, müssen diese mehrfach Audits 
durchführen. Diese sind mit hohem Zeit- und meistens 
auch Kostenaufwand verbunden, den viele Produzenten, da-
runter vor allem Kleinbauern, nicht leisten können.

Genau dort setzt die 4C  Association an: Der 4C-
Standard wurde als Basisstandard für die Kaffeeproduktion 
konzipiert und ist daher als Ergänzung zu anspruchsvolle-
ren Standards zu verstehen.

Der erste Standard-Abgleich (das heißt Benchmar-
king) wurde Mitte 2008 mit der Rainforest Alliance erzielt. 
Zertifizierte Kaffeefarmen mit SAN-Standard (Sustainable 
Agricultural Network der Rainforest Alliance) können nun 
eine 4C-Lizenz ohne Zusatzkosten oder zusätzliche Verifi-
zierung beantragen; sie können durch das Benchmarking 
jetzt also ohne großen Aufwand ihren Kaffee als »4C-kon-
formen Kaffee« verkaufen und haben so eine zusätzliche, 
hervorragende Vermarktungsmöglichkeit.

Da der SAN-Standard der Rainforest Alliance an-
spruchsvoller ist als der Basisstandard der 4C Association, 
gilt das Benchmarking nicht umgekehrt, und Inhaber der 
4C-Lizenz müssen selbstverständlich weitere Auflagen er-
füllen, um eine Zertifizierung der Rainforest Alliance zu er-
halten.
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Leistungsabgleiche zwischen den Standards sind 
Meilensteine auf dem Weg zu einer branchenweiten Nach-
haltigkeit und bedeuten konkrete Systemverbesserungen, 
denn sie senken die mit Mehrfachzertifizierungen verbun-
denen Kosten. Von dieser Effizienzsteigerung profitieren je-
doch nicht nur die Kaffeebauern; das Benchmarking spart 
zugleich Ressourcen auf der Seite der 4C-Verifizierung: Weil 
Mehrfachverifizierung vermieden wird, kann sich die 
4C Association auf die Unterstützung und Verifizierung je-
ner Kleinstproduzenten konzentrieren, die noch keinem 
Standard genügen – und genau diese Kaffeebauern stellen 
die große Masse der Kaffeeproduzenten dar. Aus diesem 
Grund arbeitet die 4C Association mit Hochdruck an weite-
ren Standardabgleichen.

Fazit

Die 4C Association bietet dem Kaffeesektor die einmalige 
Gelegenheit, in selbstbestimmter Weise einen Nachhaltig-
keitsstandard gemeinsam durchzusetzen  – und zwar im 
breiten Kaffeesektor des Massenmarktes, den die anderen 
Siegel nicht erreichen. Ein Standard, der erreichbar und 
erfüllbar ist, neutral und unparteiisch. Gleichzeitig kann er 
durch seine Ausrichtung auf kontinuierliche Verbesserungs-
prozesse als Einstieg und Basis für all jene dienen, die sich 
höhere und ambitioniertere Ziele auf dem Weg zu globaler 
Nachhaltigkeit 
setzen. Melanie Rutten-Sülz ist Geschäfts-

führerin der 4C Association.
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Zehn bis 15 Prozent der weltweit gehandelten Baumwolle 
kommt aus Subsahara-Afrika, dem drittgrößten Baumwoll-
exporteur nach den USA und Zentralasien. Neben Kaffee 
und Kakao ist die Naturfaser eines der wichtigsten landwirt-
schaftlichen Exportgüter des afrikanischen Kontinents. 
20  Millionen Menschen sind in Subsahara-Afrika vom 
Baumwollanbau abhängig, der fast ausschließlich von Klein-
bauern betrieben wird. Baumwolle kann deshalb bei der Be-
kämpfung der Armut in Afrika eine Schlüsselrolle spielen.

Die Initiative »Cotton made in Africa« (CmiA) ist 
derzeit eines der größten Public Private Partnership (PPP)-
Projekte der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Ihr 
Ziel ist es, gemeinsam mit Partnern aus der Wirtschaft, dem 
öffentlichen Sektor sowie Nichtregierungsorganisationen 
(NRO) den ökologisch und sozial verträglichen sowie öko-
nomisch verantwortlichen Anbau von Baumwolle in Afrika 
zu fördern. So sollen die Lebensbedingungen von mehr als 
250.000 Kleinbauern und ihren Familien verbessert werden.

Das Projekt geht auf die Initiative der Aid by Trade 
Foundation (AbTF) in Hamburg zurück, die 2005 vom 
Hamburger Unternehmer und Aufsichtsratsvorsitzenden 
der Otto-Gruppe, Dr. Michael Otto, gegründet wurde. Die 
Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) und die Deutsche Investitions- und Entwicklungsge-
sellschaft (DEG) haben die Aid by Trade Foundation mit 
afrikanischen Baumwollgesellschaften zusammengebracht, 
ohne deren Mitwirkung die Realisierung von »Cotton made 
in Africa« nicht möglich gewesen wäre. Ebenso wie die Bill 
& Melinda Gates Foundation (BMGF), die das Projekt seit 
Ende 2008 unterstützt, stellen GTZ und DEG erhebliche 
Mittel der Bundesregierung bereit, um »Cotton made in Af-
rica« in der Aufbauphase zu unterstützen.

Wie sieht dieses Zusammenspiel zwischen zivilgesell-
schaftlichen, öffentlichen und privaten  /  unternehmerischen 
Interessen aus?

Das »Cotton made in Africa«-Modell

Der Grundansatz von »Cotton made in Africa« besteht zu-
nächst darin, dass den Kleinbauern in Afrika die Herstel-
lung von Baumwolle unter ökologischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Nachhaltigkeitskriterien ermöglicht werden 
soll. Es gibt Ausschlusskriterien, wie zum Beispiel den Ein-
satz unzumutbarer Kinderarbeit (»worst forms of child la-
bour«) oder den Baumwollanbau in ausgewiesenen Natur-

schutzgebieten. Außerdem verpflichten sich die Baumwoll-
gesellschaften, die mit ihnen zusammenarbeitenden 
Baumwollbauern schrittweise an eine ökologisch, wirt-
schaftlich und sozial nachhaltigere Baumwollproduktion 
heranzuführen. Dies beinhaltet unter anderem die schritt-
weise Verringerung des Einsatzes von Pestiziden und die Er-
höhung der Bodenfruchtbarkeit durch den Einsatz von or-
ganischem Dünger. Im Rahmen einer unabhängigen »Third 
Party«-Verifizierung werden die Einhaltung der Ausschluss-
kriterien und die schrittweise Einführung der Nachhaltig-
keitskriterien regelmäßig überprüft. Im Gegenzug für die 
Teilnahme am CmiA-Prozess werden die Bauern über vier 
Jahre durch intensive Schulungen und die Bereitstellung von 
Krediten unterstützt. GTZ und DEG greifen dazu auf Mittel 
der Gates-Stiftung und des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zu-
rück.

Auf der Vermarktungsseite wird die so nachhaltig 
produzierte Baumwolle unter dem Label »Cotton made in 
Africa« verkauft. Inhaber des Labels ist die gemeinnützige 
Aid by Trade Foundation, die interessierten Einzelhändlern 
die Nutzung des Labels für eine Lizenzgebühr von durch-
schnittlich zwölf Cent pro Stück überlässt. Aus der Lizenz-
gebühr finanziert die Stiftung zunächst ihren eigenen Ver-
marktungsaufwand, dann die »Hang Tags«, mit denen dem 
Verbraucher deutlich gemacht wird, dass er ein Kleidungs-
stück von »Cotton made in Africa« kauft (Kosten: vier 
Cent  /  Stück) sowie ab 2010 Projekte im Bereich der Grund-
schulbildung und der Erwachsenen-Alphabetisierung in 
den Baumwollanbauregionen von CmiA. Dafür steht zu-
nächst circa ein Cent  /  Stück zur Verfügung. Ab 2012/2013 
soll sich »Cotton made in Africa« so stark entwickelt haben, 
dass den beteiligten Bauern zusätzlich eine Dividende aus-
gezahlt werden kann, die es ihnen erlaubt, ihr Einkommen 
um zehn bis 15  Prozent zu steigern. Dafür werden dann 
circa 50  Prozent der Nettolizenzeinnahmen von acht 
Cent  /  Stück zur Verfügung stehen.

Erfolgskriterien von »Cotton made in Africa«

Das wesentliche Erfolgskriterium für »Cotton made in Af-
rica« ist, dass die Aid by Trade Foundation als Eigentümer 
des Labels »Cotton made in Africa«, nicht mehr auf externe 
Zuschüsse angewiesen ist. Sie sollte dann in der Lage sein, 
die Kosten der Vermarktung und Verifizierung selbst zu tra-

»Cotton made in Afrika«: 
Chancen und Herausforderungen einer Public Private Partnership

VON ROGER PELTZER
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gen. Und dann sollte noch genug Geld übrig sein, um eine 
substanzielle Dividende an die Bauern auszuschütten.

Die Benchmark hierfür sind circa 60 Millionen ver-
kaufte Kleidungsstücke. Dieses Ziel sollte im Jahr 2013 er-
reicht werden. 2009 wurden bereits sechs Millionen Textilien 
umgesetzt, für das kommende Jahr sind 13 Millionen Klei-
dungsstücke avisiert. Allerdings ist »Cotton made in Africa« 
bisher zu 90 Prozent ein deutsches Produkt, das überwie-
gend von einigen Unternehmen wie Tchibo, der Otto-
Gruppe, Rewe und Puma getragen wird. Während sich die 
Marketing-Erfolge in Deutschland sehen lassen können – 
der faire Handel setzte 2009 einige Hunderttausend Textilien 
um – , steht »Cotton made in Africa« noch vor der Heraus-
forderung, auch in ausländischen Märkten wie Großbritan-
nien, Frankreich oder den USA substanzielle Marktanteile 
zu gewinnen.

Die kommenden zwei bis drei Jahre werden zeigen, 
ob es »Cotton made in Africa« gelingt, sich als Mainstream-
Produkt an den internationalen Märkten durchzusetzen. 
Die Herausforderung ist groß.

Die CmiA-Stakeholder-Community und ihre 
Beiträge zum Projekterfolg

1. Die Privaten
Die privaten Partner bei CmiA sind der textile Einzelhandel 
und dort insbesondere die Otto-Gruppe sowie die Baum-
wollgesellschaften in den sieben afrikanischen Ländern 
Benin, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Malawi, Mosambik, 
Sambia und Malawi.

Die privaten Partner beteiligen sich finanziell mit ei-
genen Leistungen in »cash« und in »kind«. Wichtiger ist 

Baumwollpflückerinnen im südlichen Afrika
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aber, dass die Otto-Gruppe für das Marketing und die Lo-
gistik ein Team ausgewiesener und erfahrener Fachleute zur 
Verfügung stellt, die sich zudem auf die weltweiten Verbin-
dungen des Konzerns stützen können. Dieses Know-how 
und die damit verbundenen Netzwerke sind für den Erfolg 
von »Cotton made in Africa« entscheidend und praktisch 
unbezahlbar.

Bei den Baumwollgesellschaften in den afrikanischen 
Ländern handelt es sich ebenfalls um private Unternehmen, 
die sich entweder im Besitz lokaler Investoren befinden oder 
zu international tätigen Baumwollhandelsgesellschaften ge-
hören. Die Baumwollgesellschaften stellen den Bauern Saat-
gut, Düngemittel, Infrastruktur und Beratung zur Verfü-
gung und kaufen die Saatbaumwolle, die sie dann in ihren 
Entkörnungsanlagen zu Baumwollballen für den Export 
verarbeiten. Die Baumwollgesellschaften unterhalten ein 
ausgedehntes Netz landwirtschaftlicher Berater, auf die sich 
»Cotton made in Africa« bei der Umsetzung der Nachhal-
tigkeitskriterien und der Programme zur Produktivitätsstei-
gerung stützen kann. Die Baumwollgesellschaften sind 
Garant dafür, dass »Cotton made in Africa« effizient und 
kostengünstig in der Fläche mit Hunderttausenden Bauern 
umgesetzt werden kann.

2. Die öffentlichen Geber
GTZ und DEG wie auch die Bill & Melinda Gates Founda-
tion stellen für »Cotton made in Africa« die Anschubfinan-
zierung zur Verfügung. Diese umfasste von 2006 bis 2009 
Zuschüsse zum Aufbau der Vermarktungsstrukturen bei der 
Aid by Trade Foundation, die Konzipierung und den Auf-
bau eines glaubwürdigen »Third Party«-Verifizierungssys-
tems sowie einer unabhängigen Wirkungsbeobachtung. Der 
Großteil der öffentlichen Zuschussmittel (circa 80 Prozent) 
wird allerdings für die direkte Förderung der Bauern in Af-
rika aufgewendet (Trainings, Kredite et cetera). Die öffent-
lichen Zuschüsse sollen Ende 2012 auslaufen. GTZ und 
DEG müssen gemäß ihrem Selbstverständnis dafür Sorge 
tragen, dass die öffentlichen Mittel so verwendet werden, 
dass es zu einem angemessenen Interessenausgleich zwi-
schen öffentlichen Zielen und privaten Interessen kommt.

3. Die Nichtregierungsorganisationen
Für die beteiligten NRO stehen vor allem Nachhaltigkeits-
kriterien im Vordergrund. So sollen der Einsatz von Pestizi-
den verringert und die Bodenerosion gestoppt werden. Ein 

»heißes Eisen« ist für die NRO die Thematik der Gen-
Baumwolle. Sie haben durchgesetzt, dass es bei »Cotton 
made in Africa« ein dreijähriges Moratorium für gentech-
nisch veränderte (GMO-)Baumwolle gibt.

Auch Transparenz ist den NRO wichtig: Sie setzen 
sich dafür ein, dass »Cotton made in Africa« mit Blick auf 
die Standards, die öffentliche Beteiligung und die »Gover-
nance« der international geltenden Benchmark, das heißt 
dem ISEAL-Standard, genügt. Zudem ist es für Partner wie 
die Welthungerhilfe wichtig, dass im Rahmen von »Cotton 
made in Africa« auch Projekte im Bildungssektor auf den 
Weg gebracht werden, um die Lage der Kleinbauern und ih-
rer Familien langfristig finanziell zu verbessern.

Interessenlage der CmiA-Stakeholder

Für alle Beteiligten gilt, dass ein hohes Maß an sozialer Ver-
antwortung die Basis ihres Engagements bei »Cotton made 
in Africa« ist. Über diesem tragenden Grundmotiv darf aber 
nicht vergessen werden, dass die verschiedenen Stakeholder 
neben übereinstimmenden auch durchaus unterschiedliche 
Interessen haben.

So müssen die privaten Unternehmen, wollen sie sich 
dauerhaft am Markt behaupten, in einer Wettbewerbsgesell-
schaft Gewinne erwirtschaften. NRO wiederum werden nur 
dann Spendenaufkommen und ihre Existenzberechtigung 
begründen können, wenn ihre Tätigkeit öffentliche Auf-
merksamkeit und Anerkennung findet. Von öffentlichen In-
stitutionen erwartet der Steuerzahler, dass sie sorgfältig mit 
seinem Geld umgehen, reale Entwicklungserfolge sicherstel-
len und nicht im Zweifelsfall die Gewinne privater Anteils-
eigner subventionieren. Vor diesem Hintergrund macht es 
Sinn, die Interessenlage der verschiedenen Beteiligten am 
CmiA-Prozess zu analysieren.

1. Der textile Einzelhandel und die Otto-Gruppe
Für den textilen Einzelhandel gibt es im Wesentlichen drei 
Motive, sich an »Cotton made in Africa« oder anderen 
nachhaltigen textilen Labeln zu beteiligen. Das erste und 
wichtigste Motiv ist die Vermeidung von Imagerisiken. 
Aufsehenerregende Berichte über die untragbaren Arbeits-
bedingungen in der usbekischen Baumwollproduktion so-
wie die damit verbundenen ökologischen Folgeschäden ha-
ben in den letzten Jahren vor allem den britischen Einzel-
handel hart getroffen. In Deutschland hat diese Diskussion 



28 VENRO | 2015 im Gespräch | Nr. 16

Entwicklungszusammenarbeit und Wirtschaft – Zwischen Konfrontation und Kooperation

keine große Rolle gespielt. Dennoch ist es für Unternehmen 
wie die Rewe-Gruppe wichtig, im Rahmen ihrer Nachhal-
tigkeitsstrategie Transparenz über die gesamte Lieferkette 
herzustellen und zu gewährleisten, dass alle wichtigen Ver-
kaufsprodukte unter akzeptablen ökologischen und sozialen 
Standards hergestellt werden.

Im hart umkämpften Textilmarkt spielt zudem Mar-
kendifferenzierung eine gewichtige Rolle. Mit einem Nach-
haltigkeitslabel wie »Cotton made in Africa« kann man sich 
erfolgreich von Teilen der Konkurrenz absetzen und Markt-
anteile verteidigen oder dazugewinnen.

Letztendlich muss auch der Handel in Bezug auf das 
»Sourcing« in langfristigen Kategorien denken – nämlich, 
wie über die nächsten Jahrzehnte hinaus die Lieferung des 
gefragten Rohstoffs Baumwolle unter nachhaltigen Krite-
rien sichergestellt werden kann. Da damit zu rechnen ist, 
dass die Baumwollproduktion in den USA weiter zurück-
geht und China zunehmend nur noch für den Eigenbedarf 
produziert, gewinnt Afrika als Kontinent mit strategischen 
Produktionsreserven verstärkt an Bedeutung.

Die Gewinnorientierung der privaten Partner im 
textilen Einzelhandel birgt aber auch Risiken. Da sie die Li-
zenzgebühr gegebenenfalls nicht auf den Preis aufschlagen 
können, sondern in ihrer Kalkulation unterbringen müssen, 
werden sie bestrebt sein, diese möglichst niedrig zu halten. 
Das beeinträchtigt die Möglichkeit für »Cotton made in 
Africa«, Dividenden an die Bauern auszuschütten. Ein Teil 
des Einzelhandels wird auch versucht sein, von »Cotton 
made in Africa« wie auch von anderen sozialen Labels nur 
symbolische Mengen in die Kataloge zu nehmen, um im 
jährlichen Corporate-Social-Responsibility (CSR)-Bericht 
damit punkten zu können. Sinn von »Cotton made in 
Africa« ist es dagegen, ein Mainstream-Produkt zu werden. 
Der beteiligte Handel wird sich deshalb daran messen lassen 
müssen, ob er signifikante Prozentsätze (zum Beispiel 15 bis 
20 Prozent) von CmiA in sein Sortiment aufnimmt.

2. Baumwollgesellschaften
Für die beteiligten Baumwollgesellschaften ist der Nutzen 
von »Cotton made in Africa« ein doppelter. Die begleiten-
den Programme zu Produktivitätssteigerung für die Bauern 
sollen den Entkörnungsanlagen eine höhere Auslastung si-
chern, was für ihre Rentabilität entscheidend ist. Außerdem 
ist absehbar, dass das Kriterium der Nachhaltigkeit mittel- 
und langfristig auch beim Verkauf sogenannter Commodi-

ties immer mehr an Bedeutung gewinnt. »Cotton made in 
Africa« erlaubt es den Baumwollgesellschaften somit, sich 
frühzeitig auf diesen Trend einzustellen und sich ihrerseits 
gegen Imagerisiken abzusichern.

Aber auch in der Vertragsgestaltung mit den privaten 
Baumwollgesellschaften ist sorgfältig auf die Eingrenzung 
von Risiken zu achten, die eine privatwirtschaftliche Renta-
bilitätsdynamik mit sich bringen kann. So ist eine gründ-
liche unabhängige Überwachung der technischen und sozi-
alen Standards in den Produktionsanlagen der Partner si-

Textilfabrik in der Türkei
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cherzustellen. Für den Fall, dass Baumwollgesellschaften 
ihren Eigentümer wechseln oder in Konkurs gehen – was im 
krisenbehafteten Baumwollsektor der letzten Jahre mehr-
fach der Fall war – , sind, soweit möglich, vertragliche Vor-
kehrungen zu treffen, dass die Kleinbauernprogramme auch 
in einem solchen Umfeld erfolgreich weitergeführt werden 
können und nicht abrupt abgebrochen werden müssen.

3. Interessenlage der NRO
NRO bietet die Mitwirkung an »Cotton made in Africa« die 
Chance, pro-aktiv einen Standard mitzugestalten, der die 
Lebensverhältnisse Hunderttausender Bauern in Afrika 
nachhaltig beeinflusst. Auf der anderen Seite müssen die 
NRO den Erwartungen einer breiten Öffentlichkeit gerecht 
werden, die sich zum Teil nur schwer mit der Lebensrealität 
vieler afrikanischer Kleinbauern in Übereinstimmung brin-
gen lassen.

So stößt sich die Forderung nach einem uneinge-
schränkten Verbot von Kinderarbeit an der Tatsache, dass 
Kinder in Afrika üblicherweise bei der Ernte oder beim Jä-
ten von Unkraut im elterlichen Familienbetrieb mithelfen. 
Dies ist auch gemäß den Konventionen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) erlaubt, die im bäuerlichen Fami-
lienbetrieb nur solche Arbeiten für Kinder ausschließt, die 
deren leibliches oder seelisches Wohl beeinträchtigen. Dazu 
gehören zum Beispiel das Tragen schwerer Lasten oder das 
Spritzen der Baumwollfelder mit giftigen Pestiziden. 
»Cotton made in Africa« schließt denn auch die Mithilfe 
von Kindern im elterlichen Betrieb nicht aus, versucht aber 
gleichzeitig, den Schulbesuch der Kinder nachdrücklich zu 
fördern.

Ein anderer kritischer Punkt des öffentlichen Diskur-
ses ist der Einsatz von GMO-Baumwolle. Diese hat sich zwi-
schenzeitlich in den USA, in Indien, in China oder auch in 
Brasilien weitgehend durchgesetzt. Über 50  Prozent der 
Baumwollkleider, die der deutsche Konsument trägt, dürf-
ten mittlerweile aus GMO-Baumwolle hergestellt sein. Dies 
gilt vermutlich auch für einen Teil der Bio-Baumwolle, die 
überwiegend aus Indien kommt.

Dennoch erwarten die kritische Öffentlichkeit und 
mit ihr ein Teil der NRO, dass »Cotton made in Africa« 
GMO-frei bleibt. Das Kuratorium der Aid by Trade Found-
ation hat dieser Erwartung durch ein dreijähriges Morato-
rium Rechnung getragen.

In Afrika selbst wird die GMO-Baumwolle dagegen 
bei den Bauern zunehmend beliebter. Der erste Großeinsatz 
in Burkina Faso scheint zu zeigen, dass mit GMO-Baum-
wolle um 25 Prozent höhere Erträge erzielt werden können. 
Viele afrikanische Bauern erwarten nun von ihren Regie-
rungen, dass sie nachziehen und GMO ebenfalls freigeben. 
Das Thema wird deshalb in der Stakeholder-Community 
von »Cotton Made in Africa« noch für lebhafte Diskussio-
nen sorgen.
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4. Die Rolle öffentlicher Institutionen wie GTZ und DEG
Neben der Anschubfinanzierung garantieren die öffent-
lichen Institutionen wie GTZ und DEG die Sicherung öf-
fentlicher Interessen innerhalb der komplexen Struktur des 
Zusammenwirkens der privaten, zivilgesellschaftlichen und 
öffentlichen Partner. So schauen sie sich sehr genau die wirt-
schaftliche und finanzielle Lage der Baumwollgesellschaften 
in Afrika an, mit denen zusammengearbeitet werden soll. 
Eine langfristige PPP-Allianz ist nur mit solchen Partnern 
Erfolg versprechend, die über eine ausreichende finanzielle 
Substanz verfügen.

Ein anderer Bereich ist die Verwendungskontrolle 
der öffentlichen Mittel und eine präzise Ausgestaltung und 
Überwachung der Verträge dahin gehend, dass die privaten 
Partner die zugesagten Eigenleistungen auch tatsächlich er-
bringen. GTZ und DEG kommt zusätzlich die Aufgabe zu, 
im Falle von Eigentümer- oder Partnerwechsel sicherzustel-
len, dass der Erfolg des Programms nicht gefährdet wird.

Die öffentlichen Institutionen haben darüber hinaus 
des Öfteren eine Mittlerfunktion in dem Sinne, dass sie den 
privaten Akteuren die Sicht der NRO verdeutlichen und die-
sen umgekehrt auch Standpunkte der privaten Unterneh-
mer vergegenwärtigen (wie etwa im Bereich von GMO).

Fazit

Als Ergebnis ist erstens festzuhalten, dass eine Public Private 
Partnership kein Selbstläufer ist, sondern eines äußerst 
sorgfältigen Managements der Interessenlage aller Beteilig-
ten bedarf. Den öffentlichen (»Public«) Institutionen wird 
dabei insofern eine wichtige Rolle zuteil, als privates Enga-
gement allein noch kein Garant für eine erfolgreiche Pro-
jektverwirklichung ist. »Cotton made in Africa« ist ein 
freiwilliger Öko- und Sozialstandard, in dessen Weiterent-
wicklung alle Beteiligten noch viel Esprit, Diskussionen und 
Anstrengungen investieren müssen. Ideal wäre es sicherlich, 
wenn die öffentliche Hand am Ende dafür sorgen würde, 
dass der CmiA-Standard für die öffentliche Beschaffung zu 
einem Muss wird. Nur durch entsprechende staatliche Rah-
menbedingungen werden sich solche freiwilligen Standards 
auch auf Dauer nachhaltig sichern lassen.

Allerdings trägt das Projekt »Cotton made in Africa« 
schon jetzt in erheblichem Umfang dazu bei, die Stellung 
der afrikanischen Baumwolle auf dem Weltmarkt nachhaltig 
zu stärken, das Einkommen der mitarbeitenden Bauern zu 
erhöhen und Standards der Nachhaltigkeit in der kleinbäu-
erlichen Produk-
tion Afrikas zu 
verankern.

Roger Peltzer ist Prokurist bei der 

DEG und Mitglied des Beirats der 

Aid by Trade Foundation.
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Fairer Handel ist beides zugleich: Wirtschaftsakteur und Zi-
vilgesellschaft. Was den Fairen Handel tatsächlich als ent-
wicklungspolitisches Modell ausmacht, hat die internatio-
nale Fair-Handels-Bewegung definiert. Neuerdings gibt es 
einen zunehmenden Trend im Fairen Handel, die Koopera-
tion mit zivilgesellschaftlichen und entwicklungspolitischen 
Akteuren wieder zu stärken. Themen und Anknüpfungs-
punkte hierfür gibt es viele.

Fast 40 Jahre Fairer Handel in Deutschland

Eine Bewegung entsteht: Von Aktionsgruppen und 
Weltläden
In Deutschland entstand die Fair-Handels-Bewegung aus 
Protestaktionen gegen wachsende Ungerechtigkeit im Welt-
handel. Vor allem die konfessionellen Jugendverbände Ar-
beitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Deutschland 
(aej) und Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) 
initiierten 1970 in 70 Städten »Hungermärsche« und mobili-
sierten dafür 30.000 Teilnehmer. Aus Kritik an der offiziellen 
Entwicklungspolitik heraus gründeten sie die »Aktion Dritte 
Welt Handel« mit dem Ziel, politische Bewusstseinsbildung 
zu betreiben. Das Motto hieß »Lernen durch Handeln«.

In den Folgejahren boten immer mehr Aktionsgrup-
pen auf Märkten, Basaren oder nach Gottesdiensten fair ge-
handelte Produkte an. Die ersten »Dritte-Welt-Läden« in 
Deutschland entstanden. Heute gibt es über 800 Weltläden 
und mehrere Tausend Aktionsgruppen. In ihnen engagieren 
sich mehr als 50.000 Menschen ehrenamtlich – und bilden 
damit die größte und aktivste entwicklungspolitische Bewe-
gung in Deutschland.

Fair-Handels-Importorganisationen im Entstehen
Um den Warenimport zu erleichtern, nahmen zu Beginn 
der 1970er Jahre die ersten Importorganisationen ihre Ar-
beit auf. 1973 entstand als Tochter der niederländischen 
Stiftung S.O.S. die »Gesellschaft für Handel mit der Dritten 
Welt«. Zwei Jahre später ging daraus die GEPA hervor, ge-
gründet von den Gesellschaftern der Aktion Dritte Welt 
Handel, des Weltladen-Dachverbands sowie des Kirchlichen 
Entwicklungsdienstes (KED) und von Misereor. Nur wenig 
später wurde aus dem Verein El Puente heraus die gleichna-
mige Importorganisation gegründet.

Weitere Fair-Handels-Importeure nahmen in den 
1980er Jahren ihre Arbeit auf: Seit 1986 vertreibt der Verein 

BanaFair in Deutschland fair gehandelte Bananen von 
Kleinproduzentinnen und -produzenten aus Lateinamerika. 
Im Jahr 1988 wurde von mehreren Weltläden der Region 
Oberschwaben der Verein Dritte-Welt Partner Ravensburg 
(heute: dwp e. G.) gegründet, mittlerweile Deutschlands 
drittgrößter Fair-Handels-Importeur.

Inzwischen bieten über 30 anerkannte Fair-Handels-
Importeure ein vielfältiges Sortiment fair gehandelter Wa-
ren an.

Die Gründung von TransFair
Durch den Zusammenbruch des Kaffeeabkommens1 1989 
fiel der Weltmarktpreis für Kaffee bis Anfang der 1990er 
Jahre stark ab. Die Handelspartner im Süden fragten da-
her verstärkt nach zusätzlichen Vermarktungsmöglichkei-
ten. 1992 wurde die Siegelorganisation TransFair gegründet. 
Die Idee: Mit Hilfe eines Siegels für fair gehandelte Produkte 
sollten auch konventionelle Vertriebswege für deren Absatz 
erschlossen werden. Im Supermarktregal konnten die Kun-
den fortan die fair gehandelten Produkte am Fairtrade-Siegel 
erkennen. Neben Fair-Handels-Importeuren stiegen nun 
auch konventionelle Unternehmen in den Fairen Handel ein.

Die Entstehungsgeschichte des Fairen Handels zeigt: 
Der Faire Handel ist aus der Zivilgesellschaft heraus entstan-
den. Ursprünglich insbesondere als Instrument für die 
Bewusstseinsbildung im Norden entwickelt, gewann der 
eigentliche Verkauf fair gehandelter Produkte eine immer 
größere Bedeutung. Denn Wirkung entfaltete der Faire 
Handel sowohl im Norden als auch im Süden: Im Norden 
durch Bildungsarbeit und politische Kampagnen, im Süden 
durch die direkten entwicklungspolitischen Wirkungen bei 
den Produzentinnen und Produzenten. Der Faire Handel 
versteht sich selbst als ein entwicklungspolitischer Ansatz. 
Im Grunde wurde die Zivilgesellschaft im Fairen Handel 
zum Wirtschaftsakteur und entwickelte eine eigene Form 
des nachhaltigen Handelns und Wirtschaftens. Damit hat 
sie ein Modell für viele andere Initiativen im Bereich Sozial-
standards und ethischer Handel geschaffen.

1 Bis 1989 wurde der weltweite Kaffeemarkt durch ein internationa-
les Abkommen zwischen Produzenten- und Konsumentenländern 
reguliert. Für jedes Kaffee produzierende Land wurden Quoten 
festgelegt, um eine Überproduktion und damit einen Preisverfall zu 
vermeiden.

Fairer Handel als entwicklungspolitisches Modell

VON ANTJE EDLER
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Definitionshoheit durch internationale 
Vernetzung

Der Faire Handel ist eine weltweite Bewegung, die sich auf 
eine gemeinsame Definition und einheitliche Prinzipien ge-
einigt hat:

Der Faire Handel
• schafft Marktzugang für benachteiligte Produzentinnen 

und Produzenten,
• unterhält langfristige, transparente und partnerschaftli-

che Handelsbeziehungen und schließt unfairen Zwi-
schenhandel aus,

• zahlt den Produzentinnen und Produzenten faire Preise, 
die ihre Produktions- und Lebenshaltungskosten de-
cken, und leistet auf Wunsch Vorfinanzierung,

• stärkt die Position und sichert die Rechte von Arbeite-
rinnen und Arbeitern sowie von Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern und ihrer Organisationen im Süden,

• trägt zur Qualifizierung von Produzentinnen und Pro-
duzenten sowie Handelspartnern im Süden bei,

• gewährleistet bei der Produktion die Einhaltung der acht 
Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO),

• sichert die Rechte von Kindern und fördert die Gleich-
berechtigung von Frauen,

Weberin in Indien



33Fairer Handel als entwicklungspolitisches Modell

• fördert den Umweltschutz, zum Beispiel durch die Um-
stellung auf biologische Landwirtschaft,

• leistet Bildungs- und politische Kampagnenarbeit, um 
die Regeln des Welthandels gerechter zu gestalten,

• stellt durch Überprüfungsmechanismen sicher, dass 
diese Kriterien eingehalten werden.

Diese Grundsätze haben die zwei wichtigsten internationa-
len Dachorganisationen des Fairen Handels, die World Fair 
Trade Organization (WFTO) als Zusammenschluss der 
Fair-Handels-Organisationen und die Fairtrade Labelling 
Organizations International (FLO) als Dachorganisation der 
Siegelinitiativen, in der »Charter of Fair Trade Principles« 
niedergelegt. Das Papier stellt gleichzeitig die gegenseitige 
Anerkennung von zwei Ansätzen im Fairen Handel dar:
• Die Produktzertifizierung: Zertifizierte Produkte wer-

den in Übereinstimmung mit den spezifischen, interna-
tionalen Standards produziert, gehandelt, verarbeitet 
und verpackt. Produkte, die das Fairtrade-Siegel tragen, 
erfüllen garantiert die internationalen Standards von 
FLO.

• Die Arbeit von Fair-Handels-Organisationen, die zu 
100 Prozent Fairen Handel betreiben, zum Beispiel Fair-
Handels-Importeure, Produzentengruppen und Weltlä-
den. Auf internationaler Ebene haben sich die Fair-Han-
dels-Organisationen in der WFTO zusammengeschlos-
sen. Unter diesem Dach wurden Standards und ein 
Monitoringsystem für Fair-Handels-Organisationen 
entwickelt. Deutsche Mitglieder der WFTO sind unter 
anderem GEPA, dwp, El Puente, BanaFair.

Sowohl die Standards der Fairtrade-Produktzertifizierung 
als auch die Standards für Fair-Handels-Organisationen ori-
entieren sich an den gemeinsam definierten Prinzipien des 
Fairen Handels.

Fairer Handel und Zivilgesellschaft heute

Die Verflechtungen von Zivilgesellschaft, Nichtregierungs-
organisationen (NRO) und Fairem Handel sind nach wie 
vor vielfältig. Man bedenke die Gesellschafterstrukturen der 
GEPA – die Importorganisation gehört aej, BDKJ, EED, Brot 
für die Welt, Misereor und den Sternsingern – oder die Mit-
glieder des TransFair e. V. Die Weltläden waren nie reine Ge-
schäfte, sondern verstehen bis heute ihre Arbeit als einen 
Dreiklang aus Verkauf, Bildungs- sowie politischer Kampa-
gnenarbeit, was immer wieder zu Kooperationen mit ent-

wicklungspolitischen NRO führt. Beleg dafür ist nicht zu-
letzt das Forum Fairer Handel. In diesem Netzwerk arbeiten 
Fair-Handels-Organisationen mit Akteuren zusammen, für 
die die Förderung des Fairen Handels einen wichtigen Ar-
beitsschwerpunkt darstellt.

Aktuell gibt es einen Trend im Fairen Handel, ver-
stärkt wieder die Nähe zu entwicklungpsolitischen NRO 
und zur Entwicklungzusammenarbeit zu suchen.

Stärkere Kooperation zwischen Entwicklungszusammen-
arbeit und Fairem Handel
Wenn man sich die Geschichte von vielen Produzenten-
gruppen anschaut, die heute im Fairen Handel tätig sind, 
dann stellt man fest, dass ihr Weg meist begleitet wurde von 
entwicklungspolitischen Organisationen. Kleinproduzenten 
und ihre Organisationen benötigen oft zumindest punktuell 
Weiterbildung, Beratung oder technische Unterstützung, 
um fit zu werden für den Exportmarkt. Dessen werden sich 
Fair-Handels-Organisationen wieder stärker bewusst und 
suchen entsprechend die Kooperation mit Institutionen der 
Entwicklungszusammenarbeit.

Der Faire Handel ist in den letzten Jahren rasant ge-
wachsen, immer mehr Wirtschaftsakteure, darunter auch 
große, konventionelle Unternehmen, steigen in den Fairen 
Handel ein. Damit verbunden ist die große Herausforde-
rung, sicherzustellen, dass Kleinproduzenten in die Lage 
versetzt werden, von diesem Wachstum zu profitieren. Hier-
bei wäre die Unterstützung der Entwicklungszusammenar-
beit sehr hilfreich.

Dabei gibt es gemeinsame oder sich ergänzende Inte-
ressen:
• Der Faire Handel ist an einer Unterstützung von klein-

bäuerlichen Strukturen (zum Beispiel durch Beratung 
und technische Zusammenarbeit) interessiert. Gemein-
sam mit vielen entwicklungspolitischen NRO besteht 
der Wunsch, dass kleine Handelspartner auch weiterhin 
vom Fairen Handel profitieren.

• Die Produzentenorganisationen engagieren sich oft 
politisch für eine Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen vor Ort. Dieses Engagement noch stärker zu unter-
stützen ist ein Anliegen vieler Fair-Handels-Organisa-
tionen. Alleine ist dies aber kaum leistbar. NRO fordern 
oft vom Fairen Handel, keine Insellösungen zu schaffen, 
sondern zu strukturellen (politischen) Veränderungen 
beizutragen.
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• Der Faire Handel weiß oft zu wenig über Förderschwer-
punkte der Entwicklungszusammenarbeit und kann 
diese nicht nutzen. Gleichzeitig wissen entwicklungs-
politische Institutionen oft nicht, mit wem Fair-Handels-
Organisationen im Süden zusammenarbeiten. Mehr 
Wissen übereinander könnte Synergieeffekte bewirken.

• Die Förderung von lokalen Vermarktungsstrukturen 
und die Stärkung des Süd-Süd-Handels sind gleicherma-
ßen Themen im Fairen Handel und in Institutionen der 
Entwicklungszusammenarbeit.

Das Forum Fairer Handel wird zukünftig den Dialog mit 
Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit suchen, 
um durch eine koordinierte Zusammenarbeit einen größe-
ren Nutzen für die Produzenten-Organisationen zu erzielen.

Stärkere politische Arbeit des Fairen Handels
Der Faire Handel hat seit seinen Anfängen einen klaren, ent-
wicklungspolitischen Auftrag. Er setzt sich für mehr Ge-
rechtigkeit im internationalen Handel ein. Die Veränderung 
der Regeln und der Praxis des konventionellen Welthandels 
ist ein wichtiges politisches Anliegen von Fair-Handels-
Organisationen. Dies spiegelt sich in ihrer politischen Kam-
pagnen- und Lobbyarbeit wider.

Bei der Gründung des Forums Fairer Handel im Jahr 
2002 wurde als wichtiges Ziel definiert, gemeinsame Forde-
rungen gegenüber Politik und Handel durchzusetzen. Dabei 
ging es insbesondere darum, politischen Einfluss zugunsten 
der Handelspartner im Süden, insbesondere von Kleinpro-
duzenten, zu entwickeln.

Der Faire Handel ist davon überzeugt, dass seine 
spezifischen Erfahrungen wichtige Impulse für die ent-
wicklungspolitische Debatte liefern können. Aktuell bieten 
sich zum Beispiel Themen wie Ernährungssicherung und 
ländliche Entwicklung als Schwerpunkt der Entwicklungszu-
sammenarbeit, Agrar- und Handelspolitik oder die Durch-
setzung von Umwelt- und Sozialstandards an.

Mit dem Umzug seines Büros von Mainz nach Berlin 
hat das Forum Fairer Handel einen wichtigen Schritt voll-
zogen, um näher an die entwicklungspolitischen Debatten 
heranzurücken. Seine Mitglieder haben im Oktober 2009 
nochmals den Auftrag für ihr Netzwerk bekräftigt, die poli-
tische Arbeit zu stärken. Dass dies nur in Zusammenarbeit 
mit anderen entwicklungspolitischen Akteuren sinnvoll ist, 
ist klar. Deshalb wird das Forum Fairer Handel zukünftig 
die Vernetzung mit anderen zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen suchen.

Antje Edler ist seit 2004 Projektkoordi-

natorin beim Forum Fairer Handel.
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Der Faire Handel hat das Ziel, benachteiligte Produzenten-
familien in Afrika, Asien und Lateinamerika zu fördern. 
Langfristige Handelsbeziehungen, garantierte Mindest-
preise, Fairtrade-Prämien und Vorfinanzierung verhelfen 
den Produzentengruppen im Süden zu einem verbesserten 
Einkommen. Auf diese Weise können sie aus eigener Kraft 
ihr Überleben sichern  – und zusätzlich in Umweltschutz, 
Bildung und medizinische Versorgung investieren. Dies er-
möglicht auch den Kindern eine bessere Zukunft.

In fast 60 Ländern profitieren über 1,6  Millionen 
Bauern und Plantagenarbeiter mit ihren Familien vom Fai-
ren Handel. TransFair1 schlägt die Brücke zwischen den 
Produzentenorganisationen im Süden und den Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern im Norden. Als unabhängige Sie-
gelinitiative handelt TransFair nicht selbst mit Waren, son-
dern vergibt an Importeure, Verarbeitungsbetriebe und 
Händler, die die Standards des Fairen Handels erfüllen, das 
Recht, das Fairtrade-Siegel für ihre fair gehandelten Pro-
dukte zu nutzen.

TransFair vermittelt Marktzugänge zu fairen Bedin-
gungen für Produzentengruppen und Arbeiter aus benach-
teiligten Regionen des Südens. Im Dialog mit seinen Part-
nern pflegt und erweitert TransFair das Fairtrade-Produkts-
ortiment, erschließt neue Vertriebswege, vermarktet das 
Siegel und betreibt Informations-, Öffentlichkeits- und Lob-
byarbeit.

Derzeit bieten in Deutschland rund 150 Partnerfir-
men über 1.000 Fairtrade-gesiegelte Produkte in den Pro-
duktkategorien Kaffee, Tee, Eiscreme, Schokolade, Kekse, 
Kakao, Honig, Bananen, Fruchtsäfte, Eistees, Wein, Sport-
bälle, Reis, Textilien mit Fairtrade-Baumwolle und Rosen 
an. Die Fairtrade-Produkte sind bundesweit in etwa 30.000 
Supermärkten, in den Lebensmittelabteilungen der Waren-
hä  user, im Naturkosthandel und in allen Weltläden erhält-
lich. Darüber hinaus schenken rund 10.000 Kantinen, Cafés, 
Mensen und Hotels fair gehandelten Kaffee aus.

1 TransFair, der Verein zur Förderung des Fairen Handels mit der 
»Dritten Welt« e. V., wurde 1992 mit dem Ziel gegründet, benach-
teiligte Produzentenorganisationen in sogenannten Entwicklungs-
ländern zu unterstützen. 36 Mitgliedsorganisationen aus den 
Bereichen Entwicklungshilfe, Kirche, Umwelt, Sozialarbeit, Verbrau-
cherschutz, Genossenschaftswesen und Bildung tragen den Verein. 
Darüber hinaus unterstützen die Bundesregierung, Parteien, Länder 
und viele Organisationen und engagierte Einzelpersonen TransFair.

Internationale Standards des Fairen Handels

1997 hat TransFair die internationale Dachorganisation 
Fairtrade Labelling Organizations International (FLO) mit-
begründet. Eine Aufgabe von FLO ist unter anderem die Be-
treuung der Produzentengruppen im Süden. Ein lokales 
Netzwerk unterstützt die Produzentengruppen bei ihrer so-
zialen und wirtschaftlichen Entwicklung. Kernaufgabe ist 
die Erstellung der internationalen Fairtrade-Standards, die 
gemeinsam mit den Produzentenvertretern, Händlern und 
entwicklungspolitischen Experten für jede neue Produktka-
tegorie erarbeitet werden. Dazu gehören:
• Verbot von illegaler Kinderarbeit und Zwangsarbeit
• menschenwürdige Arbeitsbedingungen
• garantierte Mindestpreise
• Fairtrade-Prämien für soziale Projekte
• zusätzlicher Aufschlag für kontrolliert biologischen 

Landbau
• Vorfinanzierung der Ernte
• langfristige und möglichst direkte Lieferbeziehungen
• nachhaltige und umweltschonende Wirtschaftsweise
• Ursprungsgarantie und kontrollierter Warenfluss nach 

Europa

Zertifizierung

Um die Glaubwürdigkeit des Fairtrade-Siegels sicherzu-
stellen, arbeitet die zuständige Zertifizierungsgesellschaft 
FLO-CERT GmbH mit einem unabhängigen, transparen-
ten und weltweit konsistenten System, das den Anforderung 
der DIN  /  ISO-Norm 65 folgt. ISO 65 ist heute die weltweit 
akzeptierte Akkreditierungsnorm für Zertifizierungsorga-
nisationen.

FLO-CERT stellt sicher, dass die Produkte mit dem 
Fairtrade-Siegel nach den internationalen FLO-Standards 
produziert und gehandelt werden. Alle an der Fairtrade-
Handelskette beteiligten Organisationen, Firmen, Produ-
zentenorganisation, Exporteure und Importeure unterliegen 
dem strengen Kontrollsystem von FLO-CERT. Wichtigstes 
Kontrollinstrument ist in allen Bereichen die Durchführung 
und Auswertung von Inspektionen nach einheitlichen Ver-
fahren. So wird sichergestellt, dass alle gesiegelten Produkte 
tatsächlich fair gehandelt wurden und die Mehreinnahmen 
den Produzentenorganisationen in den südlichen Ländern 
zufließen.

Fairtrade und Wirtschaft

VON TINA GORDON
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TransFair Deutschland ist nach Frankreich und Spa-
nien die dritte nationale Siegelinitiative weltweit, die ihre 
Zertifizierungsaufgaben an FLO-CERT übertragen hat und 
somit nach ISO 65 arbeitet.

Wachstum 2008

Der ethische Konsum in Deutschland wächst. 2008 kauften 
Verbraucherinnen und Verbraucher Fairtrade-gesiegelte 
Produkte im Wert von rund 213 Millionen Euro. Das sind 
50 Prozent mehr gegenüber dem Vorjahr. Auch der Absatz 
stieg um elf Prozent auf 26.000 Tonnen. Wachstumsmotoren 
waren insbesondere Rosen (+138 Prozent), Zucker (+91 Pro-
zent), Fruchtsaft (+80 Prozent) und Kaffee (+14 Prozent). 

Neue Partnerfirmen, ein erweitertes Angebot, mehr Enga-
gement des Handels sowie ein bewussteres Einkaufverhalten 
haben den Erfolg ermöglicht.

Fairer Mehrwert

Von diesem Erfolg profitieren insbesondere die 870 zertifi-
zierten Produzenten-Organisationen in Afrika, Asien und 
Lateinamerika, die allein über den deutschen Markt mehr 
als 33 Millionen Euro Direkteinnahmen erhalten haben. Die 
Fairtrade-Gelder werden hauptsächlich dazu genutzt, medi-
zinische Versorgung, Bildung und soziale Einrichtungen zu 
verbessern.

Kaffeebauer in Peru
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Fairtrade ist Trend

Das Fairtrade-Siegel genießt weltweit eine hohe Bekanntheit 
und größtes Vertrauen. In der ersten international durchge-
führten Marktforschungsstudie von Globescan (2008) zu 
Fairtrade erzielte das international anerkannte Siegel für 
Fairen Handel sehr gute Ergebnisse: In den 15 Ländern, die 
die aktuelle Studie abdeckt, kennt die Hälfte der Menschen 
das Fairtrade-Siegel. In Deutschland liegt die gestützte Be-
kanntheit des Fairtrade-Siegels bei 58 Prozent. Davon ver-
trauen dem Siegel neun von zehn Menschen. 64 Prozent al-
ler Verbraucherinnen und Verbraucher sind überzeugt, dass 
Fairtrade für strenge Standards steht. Beinahe drei Viertel 
meinen, dass eine unabhängige Zertifizierung der beste Weg 
ist, den ethischen Anspruch eines Produktes glaubhaft zu 
machen.

Fairtrade hat den stärksten nachhaltigen 
Markenwert

Der jüngst publizierte »Ethical Brand Monitor« von Brands 
& Values (2009) bestätigt diese Resultate noch einmal: Um 
den Einfluss ethischer Faktoren auf den Erfolg von Produkt-
marken zu untersuchen, befragte das Bremer Beratungsun-
ternehmen Brands & Values bundesweit über 6.000 Ver-
braucher online.

Für den »nachhaltigen Markenwert« wurden die Fak-
toren ökologische, soziale und ökonomische Verantwortung 
und Unternehmensgrundsätze zugrunde gelegt. Das Ergeb-
nis ist eindeutig: Fairtrade hat den höchsten nachhaltigen 
Markenwert. Unter 407 untersuchten Marken schnitt Fairt-
rade am besten ab.

Überreichung des Deutschen Nachhaltigkeits-
preises an TransFair

Beim Deutschen Nachhaltigkeitspreis 2009 hat TransFair 
den Einzelpreis in der Kategorie »Deutschlands nachhal-
tigste Produkte  /  Dienstleistungen« gewonnen. Dies ist eine 
Bestätigung dafür, dass Fairtrade einen wichtigen Beitrag 
zur Armutsbekämpfung und nachhaltigen Entwicklung in 
den Ländern des Südens leistet und gleichzeitig für Unter-
nehmen ein erfolgreiches Modell zur Umsetzung von Un-
ternehmensverantwortung (CSR) und Nachhaltigkeitsstra-
tegien bietet.

Tina Gordon ist Referentin bei TransFair 

und zuständig für Internationales, 

Lobbyarbeit und Mitgliederbetreuung.
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Wie sind die bestehenden Dialog- und Kooperationsmög-
lichkeiten zwischen Unternehmen, staatlicher Entwicklungs-
zusammenarbeit und Nichtregierungsorganisationen (NRO) 
zu bewerten? Was können diese unterschiedlichen Akteure 
in Partnerschaften und Kooperationen einbringen, und was 
erwarten sie vom jeweils anderen? Was muss getan werden, 
damit die Interessen der jeweiligen Partner und vor allem 
der Bevölkerung vor Ort bei Kooperationsvorhaben ange-
messene Berücksichtigung finden? Und welche Schlussfol-
gerungen lassen sich aus den bestehenden Erfahrungen für 
die zukünftige Praxis von Dialog und Kooperation ziehen? 
Diese Fragen diskutierten im Rahmen einer Podiumsdiskus-
sion unter Leitung von Bernd Pastors (VENRO) Dr. Michael 
Rabbow (Boehringer Ingelheim), Dr. Uwe Schmidt (BDI), 
Dr. Claudia Warning (VENRO) und Michael Plesch (BMZ) 
zum Ende des Fachgesprächs.

Rabbow konstatiert zu Beginn der Diskussionsrunde, 
dass bestehende Kooperationen von großer Bedeutung sind, 
da sie einen Dialog zwischen den unterschiedlichen Ak-
teuren im Entwicklungsprozess ermöglichen und zu gegen-
seitigem Verständnis beitragen. Auf der Grundlage einer 
Anfrage der ehemaligen Bundesministerin Wieczorek-Zeul 
an den Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) seien 
seit dem Jahr 2007 viele Projektvorschläge gemacht wor-
den. Um zu vermeiden, dass Lösungen entwickelt werden, 
die nicht zu vorhandenen Entwicklungsproblemen passen, 
müssten dabei vor allem die Menschen in den Zielländern 
von Entwicklungszusammenarbeit (EZ) einbezogen werden.

Bei Boehringer Ingelheim bildet Corporate Social 
Responsibility (CSR) Rabbow zufolge einen wichtigen Be-
standteil der Leitkultur des Unternehmens; Public Private 
Partnerships (PPP) im Bereich der Bekämpfung von HIV/
Aids würden in Zusammenarbeit mit der Deutschen Gesell-
schaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) und anderen 
Trägern umgesetzt.

Schmidt stellt fest, dass die Millenniumsentwick-
lungsziele ohne einen Einbezug der Privatwirtschaft ebenso 
wenig zu erreichen sind wie die Klimaschutzziele. Der För-
derung der Kooperation mit dem Privatsektor müsse in der 
Entwicklungszusammenarbeit deshalb ein wichtiger Stel-
lenwert zukommen. In einem Rückblick auf die Beziehung 
von Entwicklungszusammenarbeit und Wirtschaft in den 
vergangenen zwanzig Jahren betont er zwei Aspekte: Zum 
einen näherten sich beide einander an. Das »ob« würde 
nicht mehr ernsthaft infrage gestellt. Nur die Geschwindig-

keit, mit der dieser Prozess in Zukunft ablaufen solle, werde 
von den verschiedenen Akteuren unterschiedlich bewertet. 
Vor dem Hintergrund entsprechender Zielvorgaben aus den 
Koalitionsverträgen von 2005 und 2009 sei der BDI hier für 
eine rasche Annäherung. Zum anderen hob er die unter-
schiedliche Gewichtung des Themas CSR hervor. Hier be-
stünden beim Deutschen Industrie- und Handelskammer-
tag (DIHK) mit seiner handelsbezogenen Ausrichtung sehr 
viel größere Anknüpfungspunkte als bei dem primär an 
Infrastrukturmaßnahmen interessierten BDI. Privatsektor-
förderung sei daher mehr als nur CSR. Für den BDI sei es 
wichtig, dass CSR-Standards freiwillig bleiben.

Er erläutert weiter, dass sich die deutsche Wirtschaft 
schon seit Langem in beachtlichem Maße in Entwicklungs- 
und Schwellenländern engagiert. So habe sich der Bestand 
deutscher Direktinvestitionen in dieser Ländergruppe von 
1990 bis 2008 auf rund 120 Milliarden Euro mehr als ver-
dreifacht. Durch das langfristige Engagement deutscher Un-
ternehmen seien dort insgesamt rund 1,6 Millionen Arbeits-
plätze geschaffen worden. Sie stellten die Lebensgrundlage 
für die Familien der dort unmittelbar Beschäftigten dar und 
sicherten überdies die Existenz Millionen weiterer Arbeit-
nehmer in lokalen Zuliefer- und Dienstleistungsbetrieben. 
Die aufgebauten Zulieferketten reichten dabei bis in den 
informellen Sektor hinein. Durch die Integration in die 
globale Arbeitsteilung würden außerdem internationale 
Standards verbreitet; seien es nun technische, soziale, öko-
logische oder betriebsbezogene (wie Buchhaltung und 
Management). Deutsche Unternehmen seien darüber hin-
aus wichtige Steuerzahler in den jeweiligen Partnerländern. 
Gerade in Volkswirtschaften, in denen der informelle Sektor 
das Wirtschaftsleben prägt, seien die Steuerzahlungen for-
mell operierender ausländischer Unternehmen eine wich-
tige Einnahmequelle für die öffentliche Hand. Sie ermög-
lichten entwicklungsbedeutsame Investitionen in die wirt-
schaftliche und soziale Infrastruktur (zum Beispiel 
Krankenhäuser). Ferner würden deutsche Unternehmen 
ihren Mitarbeitern und Familien häufig Zugang zu Qualifi-
zierungsmaßnahmen und einer vernünftigen Gesundheits-
versorgung ermöglichen. Insgesamt entstünden hier also 
reichlich Win-win-Situationen, die es auszubauen gelte.

Plesch bewertet das deutsche PPP-Konzept in seinem 
Eingangsstatement als einzigartig, obwohl es oft missver-
standen werde. Ein gängiger Irrtum sei, dass PPP Investi-
tionskredite für Unternehmen bieten. Stattdessen basiere 

Entwicklungszusammenarbeit und Wirtschaft – ein schwieriges 
Verhältnis? Bericht zur Podiumsdiskussion

VON MERLE BILINSKI
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das Modell auf der Philosophie, dass privatwirtschaftliche 
und entwicklungspolitische Ziele so verknüpft werden, dass 
beide Seiten davon profitieren. PPP stehe für ein Konzept 
der Entwicklungspartnerschaft zwischen Entwicklungszu-
sammenarbeit und Unternehmen zugunsten von Maßnah-
men, die über das Kerngeschäft beziehungsweise die Inves-
tition des Unternehmens hinaus gehen und neben dem be-
triebswirtschaftlichen auch einen entwicklungspolitischen 
Mehrwert haben. Die Entwicklungspartnerschaften stellten 
in diesem Zusammenhang eine Begleitmaßnahme zu einer 
Investition dar und beinhalteten zum Beispiel berufliche 
Aus- und Fortbildung, Öko- und Sozialstandards oder CSR. 
Der Anteil der EZ-Mittel liege bei PPP-Projekten bei maxi-
mal 200.000 Euro und immer unter 50 Prozent der Gesamt-
kosten, sodass die Unternehmen den größeren Teil der In-
vestitionskosten tragen. Ziel sei es, dass sich die Entwick-
lungszusammenarbeit nach kurzer Zeit (in der Regel zwei 
Jahre) aus dem Projekt zurückzieht und es trotzdem lang-
fristig wirtschaftlich und entwicklungspolitisch erfolgreich 
ist. Seit Beginn des PPP-Programms im Jahr 1999 konnten 
1.110 gemeinsame Projekte auf den Weg gebracht werden. 
Für mehr Projekte reichen die jährlich von staatlicher Seite 
zur Verfügung gestellten Mittel nicht aus. So würden jähr-
lich nur etwa 100 PPP vereinbart. Im Verhältnis von Unter-
nehmen und der Entwicklungszusammenarbeit gebe es 
deutliche Fortschritte, wozu insbesondere der Dialog zwi-
schen den Akteuren beigetragen habe. Dennoch sei das Ver-
hältnis noch immer oft verkrampft und weiter ausbaufähig.

Warning berichtet von Dialog- und Annäherungs-
schwierigkeiten zwischen Unternehmen und Nichtregie-
rungsorganisationen und verdeutlicht dies am Beispiel 
eines Gesprächs mit dem CSR-Beauftragten einer großen 
internationalen Firma, der mit der Erwartung an sie her-
angetreten sei, der EED könne mit zehn Millionen Euro in 
seine gemeinnützigen Projekte einsteigen. Nicht hilfreich 
seien Polarisierungen von beiden Seiten: Unternehmer, die 
oftmals fälschlicherweise konstatierten, Entwicklungszu-
sammenarbeit hätte in den vergangenen 50 Jahren nichts 
erreicht, seien ebenso wenig förderlich wie Polarisierungen 
von NRO-Seite. Die Gründe für das Engagement eines Un-
ternehmens im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit 
seien meist Eigeninteresse und  /  oder soziale Verantwor-
tung – beides sei aus NRO-Sicht akzeptierbar. Entscheidend 
seien jedoch gleichberechtigte Verhandlungen der Akteure, 
bei denen Interessendivergenzen genauso wie Gemeinsam-
keiten klar definiert und angesprochen werden. Im Inter-
esse der Armutsbekämpfung sei es erforderlich, dass sowohl 
NRO als auch Unternehmen entsprechend ihrer Möglichkei-
ten und Kapazitäten einen Beitrag zur Entwicklung leisten. 
Dabei müssten sie zunächst zuhören, was die Menschen in 
den Partnerländern tatsächlich brauchen und wünschen, um 
auf einen wirtschaftlich eigenständigen Entwicklungsweg zu 
kommen. Viel sei bereits über die Themen CSR und Han-
del diskutiert worden. Was fehle, seien gute Beispiele der 
Zusammenarbeit im Bereich der Produktion. NRO verfüg-
ten über die Expertise, ihre Partner beim Aufbau von Pro-

Bauarbeiter in Kamerun
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duktion in den Bereichen Landwirtschaft und Kleingewerbe 
zu unterstützen, schlechter bestellt sei es dagegen mit dem 
Aufbau von Wertschöpfungsketten, Qualitätsmanagement, 
Marktanbindung und Handel. Hier könnte die Zusammen-
arbeit mit der Wirtschaft hilfreich sein. Die Diskussion bei 
VENRO zu diesen Themen werde weiter geführt. 

Rabbow identifiziert auf Nachfrage von Pastors die 
Herstellung einer Partnerschaft auf Augenhöhe, die auch 
eine Partnerschaft zwischen der Industrie in Nord und Süd 
einbeziehe, als zentrale Herausforderung im Bereich PPP. 
Unternehmen müssten im Rahmen dieser Partnerschaft ihre 
Kernkompetenz bereitstellen. So biete Boehringer Ingelheim 
unter Verzicht auf die Durchsetzung von Patenten und die 
Zahlung von Lizenzgebühren Freistellungserklärungen 
an, die es Generika-Unternehmen ermöglichen, ihre HIV-
Produkte in Entwicklungsländern zu vertreiben. Zentrales 
Interesse seines Unternehmens sei es, dass der Zugang zu 
diesen lebensnotwendigen Medikamenten erleichtert wird 
und die Medikamente die Patienten tatsächlich erreichen.

Schmidt erklärt, dass aus seiner Perspektive die klas-
sische PPP-Fazilität Grenzen hat. Wichtig sei ein konstruk-
tiver Dialog über neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit. 
Zentrale Schritte seien aus seiner Sicht die Herstellung un-
ternehmensfreundlicher Rahmenbedingungen beziehungs-
weise die Senkung der Transaktionskosten für unternehme-
rische Initiativen, da davon in erster Linie lokale Investoren 
profitierten, sowie die Flexibilisierung des entwicklungs-
politischen Instrumentariums. Auch deutsche Unterneh-
men sollten in diesem Zusammenhang vom BMZ als ein 
Akteur der Entwicklungszusammenarbeit betrachtet wer-
den. In diesem Sinne sollten Kooperationsformen gefunden 
werden, die allen Akteuren nutzen.

Plesch erläutert unter Verweis auf den Koalitions-
vertrag und die neue BMZ-Leitung, dass die deutsche Ent-
wicklungszusammenarbeit sich in der kommenden Zeit ver-
mutlich noch stärker als bisher um die Kooperation mit der 
mittelständischen deutschen Wirtschaft kümmern werde. 

Mit der neu geschaffenen Möglichkeit, PPP-Fonds in den 
Partnerländern einzurichten, bestehe die Möglichkeit, von 
kleinteiligen PPP-Projekten wegzukommen und PPP »in 
den Süden zu verlegen«. Zur Klärung des Verhältnisses zur 
Entwicklungszusammenarbeit und zur Wirtschaft diene das 
neue BMZ-Positionspapier »Unternehmerische Verantwor-
tung aus entwicklungspolitischer Perspektive«, das soeben 
erschienen sei.

Warning erläutert auf Nachfrage von Pastors, dass 
VENRO keine abgeschlossene Position zum Thema Ent-
wicklungszusammenarbeit und Wirtschaft hat und das 
aktuelle Fachgespräch als Teil des laufenden Diskussions-
prozesses zum Thema zu verstehen ist. Ihr Ziel sei es, diese 
Diskussion pragmatisch zu führen, um auf dieser Grundlage 
durch konkrete Zusammenarbeit einen Beitrag zur Armuts-
bekämpfung zu leisten.

Im Plenum kommt die Frage nach den strategischen 
Zielen der Zivilgesellschaft bei der Kooperation mit der 
Wirtschaft ebenso wie die Frage nach einer Harmonisierung 
im Bereich PPP auf. Grundlage der Diskussion sei eine sehr 
deutsche Debatte, während andere Geberländer andere 
PPP-Modelle entwickelten.

Claus Körting (VENRO) erklärt in seinem Schluss-
wort unter Bezugnahme auf die Beiträge des Tages, dass sich 
die Zusammenarbeit zwischen Entwicklungszusammenar-
beit und Wirtschaft grundsätzlich lohne, wenn die Voraus-
setzungen stimmen. Bei aller Aufgeschlossenheit müssten 
jedoch unterschiedliche Interessen klar definiert werden, 
und die Partnerschaft auf Augenhöhe stattfinden. Grund-
sätzlich müssten die Bedürfnisse, Interessen und Wünsche 
der Partner im Süden der Orientierungsrahmen für alle Ko-
operationsformen sein.

Merle Bilinski ist Referentin im VENRO-

Projekt »Perspektive 2015 – Armuts-

bekämpfung braucht Beteiligung«.
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Das VENRO-Projekt ›Perspektive 2015‹

Um zur Umsetzung der international vereinbarten Millenniumsentwick-
lungsziele (Millennium Development Goals, MDG) beizutragen, führt der 
Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen 
(VENRO) seit 2001 das Projekt ›Perspektive 2015 – Armutsbekämpfung 
braucht Beteiligung‹ durch. Das Projekt zielt darauf ab, die Informations-
lage der deutschen Öffentlichkeit über die mit dem Jahr 2015 verbunde-
nen Zielsetzungen zur Halbierung der Armut und zu einer sozial und öko-
logisch nachhaltigen Entwicklung zu verbessern.

Das Projekt besteht im Wesentlichen aus den folgenden Komponenten:

1) Der monatlich erscheinende Newsletter ›2015 aktuell‹ berichtet in 
knapper Form über Neuigkeiten in der internationalen Debatte rund um 
die MDG und über Aktivitäten seitens der entwicklungspolitischen Nicht-
regierungsorganisationen (NRO) zu dem Thema. Der Newsletter kann 
über die beiden Projekt-Webseiten abonniert werden.

2) Unter dem Titel ›2015 in der Praxis‹ werden in Zusammenarbeit mit der 
Fachhochschule Düsseldorf auf der Webseite ›www.prsp-watch.de‹ Län-
derprofile bereitgestellt, die v. a. über die zivilgesellschaftliche Beteiligung 
an der Erstellung, Umsetzung und Überwachung von Armutsminde-
rungsstrategiepapieren (PRSP) informieren.

3) Die Publikations- und Veranstaltungsreihe ›2015 im Gespräch‹ disku-
tiert grundsätzliche sowie aktuelle Themen, die für die fristgerechte Ver-
wirklichung der MDG von Interesse sind. Die bisherigen Titel der Reihe 
lauten:
• Nr. 1: ›Armut bekämpfen – Gerechtigkeit schaffen‹
• Nr. 2: ›Entwicklung braucht Finanzierung‹
• Nr. 3: ›Globale Armut – Europas Verantwortung‹
• Nr. 4: ›PRSP – Chancen und Grenzen zivilgesellschaftlicher Beteili-

gung‹
• Nr. 5: ›Handel – Ein Motor für die Armutsbekämpfung?‹
• Nr. 6: ›Armutsbekämpfung und Krisenprävention‹
• Nr. 7: ›Wie kommen die Armen zu ihren Rechten? Armutsbekämp-

fung und Menschenrechte‹
• Nr. 8: ›Verdoppelung der Hilfe – Halbierung der Armut. Die Interna-

tionale Finanzfazilität – Neue Zauberformel der Entwicklungsfinan-
zierung?‹

• Nr. 9: ›Die Millenniumsziele in Reichweite? Eine Bewertung des ent-
wicklungspolitischen Ertrags des Entscheidungsjahrs 2005‹

• Nr. 10: ›Welche Konditionalitäten braucht die Entwicklungszusam-
menarbeit?‹

• Nr. 11: ›Ausländische Direktinvestitionen – Königsweg für die Ent-
wicklung des Südens?‹

• Nr. 12: ›Paris Deklaration, Armutsbekämpfung, Partizipation – passt 
das zusammen?‹

• Nr. 13: ›Die zweite Weltkonferenz für Entwicklungsfinanzierung in 
Doha‹

• Nr. 14: ›Menschenwürdige Arbeit als Beitrag zur Armutsbekämpfung‹
• Nr. 15: › Zehn Jahre strategische Armutsbekämpfung – Zwischenbi-

lanz und Perspektiven ‹
• Nr. 16: ›Entwicklungszusammenarbeit und Wirtschaft  – Zwischen 

Konfrontation und Kooperation‹

4) Unter dem Titel ›2015 auf dem Campus‹ findet zweimal im Jahr eine 
Veranstaltung zu den Projektthemen in Kooperation mit wechselnden 
Hochschulen statt. Außerdem wurden drei Studien auf der Grundlage von 
Studienabschlussarbeiten veröffentlicht:

• Nr. 1: ›Rücküberweisungen von ArbeitsmigrantInnen als Ausweg aus 
der Armut? – Eine Studie am Fallbeispiel des indischen Bundesstaats 
Kerala‹

• Nr. 2: ›Exportförderzonen als Entwicklungsmotor? Erfahrungen aus 
der Bekleidungsindustrie in Choloma, Honduras‹

• Nr. 3: ›Bildung als Schlüssel der Armutsreduzierung? Bildungspoli-
tische Maßnahmen im Rahmen der Poverty Reduction Strategies in 
Ghana und Sambia‹

Alle erschienenen Publikationen können auf der Website ›www.2015.
venro.org‹ herunter geladen werden sowie kostenlos in gedruckter Form 
dort oder direkt beim VENRO-Büro in Berlin bestellt werden. Nr. 2–7 der 
Reihe ›2015 im Gespräch‹ sind auch in einer englischen Übersetzung er-
hältlich.

Das Projekt wird aus Mitteln des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) finanziert. Es ist in 
Berlin angesiedelt und wird durch Claus Körting (Projektleiter) und Merle 
Bilinski (Projektreferentin) betreut.

Adresse:
VENRO Büro-Berlin
Projekt ›Perspektive 2015‹
Chausseestr. 128/129
10115 Berlin

Telefon: 030/28 04 66-70/-71
Fax: 030/28 04 66-72
E-Mail: berlin@venro.org 
Internet: www.2015.venro.org und www.prsp-watch.de
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• action medeor
• ADRA Deutschland
• Ärzte der Welt
• Ärzte für die Dritte Welt
• Ärzte ohne Grenzen*
• africa action  /  Deutschland*
• Akademie Klausenhof
• Aktion Canchanabury
• Andheri-Hilfe Bonn
• Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland
• Arbeitsgemeinschaft der Eine-Welt-

Landesnetzwerke in Deutschland (agl)
• Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen 

Jugend in Deutschland (aej)
• Arbeitsgemeinschaft Entwicklungs-

ethnologie
• Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungs-

hilfe (AGEH)
• ASW – Aktionsgemeinschaft Solidarische 

Welt
• AT-Verband*
• AWO International

• Behinderung und Entwicklungszusam-
menarbeit (bezev)*

• BONO-Direkthilfe
• Brot für die Welt
• Bündnis Eine Welt Schleswig-Holstein 

(BEI)
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend 

(BDKJ)
• Bundesvereinigung Lebenshilfe für 

Menschen mit geistiger Behinderung

• CARE Deutschland-Luxemburg
• Caritas International
• Casa Alianza Kinderhilfe Guatemala
• ChildFund Deutschland
• Christliche Initiative Romero
• Christoffel-Blindenmission Deutschland

• Das Hunger Projekt
• Dachverband Entwicklungspolitik 

Baden-Württemberg (DEAB)
• Deutsche Entwicklungshilfe für soziales 

Wohnungs- und Siedlungswesen 
(DESWOS)

• Deutsche Kommission Justitia et Pax
• Deutsche Lepra- und Tuberkulosehilfe 

(DAHW)
• Deutsche Stiftung Weltbevölkerung 

(DSW)
• Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsver-

band
• Deutsches Blindenhilfswerk
• Deutsches Komitee für UNICEF*
• Deutsches Komitee Katastrophen-

vorsorge*

• Deutsches Rotes Kreuz*
• DGB-Bildungswerk – Nord-Süd-Netz
• Difäm

• Eine Welt Netz NRW
• Eine Welt Netzwerk Hamburg
• EIRENE – Internationaler Christlicher 

Friedensdienst
• Evangelische Akademien in Deutschland 

(EAD)
• Evangelischer Entwicklungsdienst (EED)

• FIAN-Deutschland

• Gemeinschaft Sant’Egidio
• Germanwatch

• Handicap International
• HelpAge Deutschland
• Hildesheimer Blindenmission*
• Hilfswerk der Deutschen Lions
• humedica

• Indienhilfe
• INKOTA-netzwerk
• Internationaler Hilfsfonds
• Internationaler Ländlicher Entwicklungs-

dienst (ILD)
• Internationaler Verband Westfälischer 

Kinderdörfer
• Islamic Relief Deutschland

• Johanniter-Auslandshilfe
• Jugend Dritte Welt (JDW)

• Kairos Europa
• Karl Kübel Stiftung für Kind und Familie
• KATE – Kontaktstelle für Umwelt und 

Entwicklung
• Kindernothilfe

• Lateinamerika-Zentrum
• Lichtbrücke

• Malteser International
• Marie-Schlei-Verein
• materra – Stiftung Frau und Gesundheit
• medica mondiale
• medico international
• MISEREOR
• Missionszentrale der Franziskaner*

• Nationaler Geistiger Rat der Bahá’í in 
Deutschland

• NETZ Bangladesch

• Ökumenische Initiative Eine Welt
• OIKOS EINE WELT

• Opportunity International Deutschland
• ORT Deutschland
• Oxfam Deutschland

• Peter-Hesse-Stiftung
• Plan International Deutschland

• Rhein-Donau-Stiftung*
• Rotary Deutschland Gemeindienst*

• Salem International
• Samhathi – Hilfe für Indien*
• Save the Children Deutschland*
• Senegalhilfe-Verein
• Senior Experten Service (SES)
• Society for International Development 

(SID)
• SODI – Solidaritätsdienst-international
• Sozial- und Entwicklungshilfe des 

Kolpingwerkes (SEK)
• Stiftung Entwicklung und Frieden (SEF)
• Stiftung Nord-Süd-Brücken
• SÜDWIND – Institut für Ökonomie und 

Ökumene
• Susila Dharma – Soziale Dienste
• Swisscontact Germany

• Terra Tech Förderprojekte
• terre des hommes Deutschland
• Tierärzte ohne Grenzen*
• TransFair

• Verband Entwicklungspolitik Nieder-
sachsen (VEN)

• Verbund Entwicklungspolitischer 
Nicht regierungsorganisationen Branden-
burgs (VENROB)

• Weltfriedensdienst
• Welthaus Bielefeld
• Welthungerhilfe
• Weltladen-Dachverband
• Weltnotwerk der KAB Deutschlands
• Werkhof
• Werkstatt Ökonomie
• World University Service Deutsches 

Komitee
• World Vision Deutschland
• W. P. Schmitz-Stiftung

• Zukunftsstiftung Entwicklungshilfe bei 
der GLS Treuhand

* Gastmitglied
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VENRO ist der Dachverband der entwicklungspolitischen Nichtregierungsorganisa-
tionen (NRO) in Deutschland. Der Verband wurde im Jahr 1995 gegründet, ihm 
gehören rund 120 Organisationen an. Sie kommen aus der privaten und kirchlichen 
Entwicklungszusammenarbeit, der Humanitären Hilfe sowie der entwicklungspoli-
tischen Bildungs-, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit. Zu den VENRO-Mitgliedern 
gehören 16 Eine-Welt-Landesnetzwerke. Sie repräsentieren etwa 2000 lokale ent-
wicklungspolitische Initiativen und NRO.

Das zentrale Ziel von VENRO ist die gerechte Gestaltung der Globalisierung, ins-
besondere die Überwindung der weltweiten Armut. Der Verband setzt sich für die 
Verwirklichung der Menschenrechte und die Bewahrung der natürlichen Lebens-
grundlagen ein.

VENRO
• vertritt die Interessen der entwicklungspolitischen NRO gegenüber der Politik
• stärkt die Rolle von NRO und Zivilgesellschaft in der Entwicklungspolitik
• vertritt die Interessen der Entwicklungsländer und armer Bevölkerungsgruppen
• schärft das öffentliche Bewusstsein für entwicklungspolitische Themen

VENRO – Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen e. V.
www.venro.org
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